
Bei den folgenden Gesetzestexten handelt es sich um eine Auswahl der relevanten 
Rechtsnormen, die den Kinderschutz in den verschiedenen Systemen der 
Sozialgesetzbücher betreffen. Die Gesetzestexte sind auf die wesentlichen Inhalte hin 
gekürzt worden. Die DGSF dankt Katharina Lohse, Deutsches Institut für Jugendhilfe und 
Familienrecht e.V. (DIJuF), für die Zusammenstellung. 

 
 
 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

Art. 6 GG 
 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft. 
 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines 
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen 
oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 
 
[…] 

 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN- 
Kinderrechtskonvention, UN-KRK) 

Artikel 19 UN-KRK: Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, 
Verwahrlosung 

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und 
Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger 
Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder 
Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des 
sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines 
Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen 
Person befindet, die das Kind betreut. 

 
(2) Diverse Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame 
Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, 
die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und andere Formen der 
Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahme zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung, 
Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz 1 beschriebenen 
Fällen schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der 
Gerichte. 

 
 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

§ 1631b BGB: Freiheitsentziehende Unterbringung und 
freiheitsentziehende Maßnahmen 

 
(1) Eine Unterbringung des Kindes, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, bedarf der 
Genehmigung des Familiengerichts. Die Unterbringung ist zulässig, solange sie zum Wohl 
des Kindes, insbesondere zur Abwendung einer erheblichen Selbst- oder 



Fremdgefährdung, erforderlich ist und der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch 
andere öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. Ohne die Genehmigung ist die 
Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die 
Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 
 
(2) Die Genehmigung des Familiengerichts ist auch erforderlich, wenn dem Kind, das sich in 
einem Krankenhaus, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, durch 
mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren 
Zeitraum oder regelmäßig in 
nicht altersgerechter Weise die Freiheit entzogen werden soll. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

 
 

§ 1632 BGB: Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs; 
Verbleibensanordnung bei Familienpflege 

 
[…] 

(3) Lebt das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege und wollen die Eltern das Kind von der 
Pflegeperson wegnehmen, so kann das Familiengericht von Amts wegen oder auf Antrag 
der Pflegeperson anordnen, dass das Kind bei der Pflegeperson verbleibt, wenn und 
solange das Kindeswohl durch die Wegnahme gefährdet würde. Das Familiengericht kann 
in Verfahren nach Satz 1 von Amts wegen oder auf Antrag der Pflegeperson zusätzlich 
anordnen, dass der Verbleib bei der Pflegeperson auf Dauer ist, wenn 
 
1. sich innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes vertretbaren 

Zeitraums trotz angebotener geeigneter Beratungs- und 
Unterstützungsmaßnahmen die Erziehungsverhältnisse bei den Eltern nicht 
nachhaltig verbessert haben und eine derartige Verbesserung mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch zukünftig nicht zu erwarten ist und 
 

2. die Anordnung zum Wohl des Kindes erforderlich ist. 
 
 
 

§ 1666 BGB: Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls 

 
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen 
gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so 
hat das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr 
erforderlich sind. 
 
[…] 
 
(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbesondere 

 
1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 

und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 
2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen, 
3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die Familienwohnung oder eine 

andere Wohnung zu nutzen, sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung 
aufzuhalten oder zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich das 
Kind regelmäßig aufhält, 

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein Zusammentreffen mit  
            dem Kind  herbeizuführen, 
5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge, 



6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge. 
 

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch Maßnahmen mit 
Wirkung gegen einen Dritten treffen. 

 
 

§ 1666a BGB: Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang 
öffentlicher Hilfen 

 
(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie 
verbunden ist, sind nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch 
öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. […] 
 
(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, wenn andere Maßnahmen 
erfolglos geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der 
Gefahr nicht ausreichen. 

 
§ 1696 BGB: Abänderung gerichtlicher Entscheidungen und 

gerichtlich gebilligter Vergleiche 
 

(1) Eine Entscheidung zum Sorge- oder Umgangsrecht oder ein gerichtlich gebilligter 
Vergleich ist zu ändern, wenn dies aus triftigen, das Wohl des Kindes nachhaltig 
berührenden Gründen angezeigt ist. […] 

 
(2) Eine Maßnahme nach den §§ 1666 bis 1667 oder einer anderen Vorschrift des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die nur ergriffen werden darf, wenn dies zur Abwendung einer 
Kindeswohlgefährdung oder zum Wohl des Kindes erforderlich ist (kindesschutzrechtliche 
Maßnahme), ist aufzuheben, wenn eine Gefahr für das Wohl des Kindes nicht mehr 
besteht oder die Erforderlichkeit der Maßnahme entfallen ist. 

 
(3) Eine Anordnung nach § 1632 Absatz 4 ist auf Antrag der Eltern aufzuheben, wenn die 
Wegnahme des Kindes von der Pflegeperson das Kindeswohl nicht gefährdet. 

 
 

§ 1697a BGB: Kindeswohlprinzip 
 

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, trifft das Gericht in Verfahren über die in diesem 
Titel geregelten Angelegenheiten diejenige Entscheidung, die unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten sowie der berechtigten Interessen der 
Beteiligten dem Wohl des Kindes am besten entspricht. 
 
(2) Lebt das Kind in Familienpflege, so hat das Gericht, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
in Verfahren über die in diesem Titel geregelten Angelegenheiten auch zu berücksichtigen, 
ob und inwieweit sich innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes 
vertretbaren Zeitraums die Erziehungsverhältnisse bei den Eltern derart verbessert haben, 
dass diese das Kind selbst erziehen können. Liegen die Voraussetzungen des § 1632 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 vor, so hat das Gericht bei seiner Entscheidung auch das 
Bedürfnis des Kindes nach kontinuierlichen und stabilen Lebensverhältnissen zu 
berücksichtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn das Kind im Rahmen einer 
Hilfe nach § 34 oder 35a Absatz 2 Nummer 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
erzogen und betreut wird. 

 
 
 
 
 
 



Sozialgesetzbuch - Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) 

 
Zu den Änderungen im SGB VIII, BGB und KKG durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
(KJSG) siehe die Synopse des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht unter: 
https://www.dijuf.de/files/downloads/2021/DIJuF-Synopse%20KJSG%20(Stand%2010.6.2021).pdf 

§ 1 SGB VIII: Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 
Jugendhilfe 

 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit. 
 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche 
Gemeinschaft. 
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere 

 
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu 

beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 
2. jungen Menschen ermöglichen oder erleichtern, entsprechend ihrem Alter und 

ihrer individuellen Fähigkeiten in allen sie betreffenden Lebensbereichen 
selbstbestimmt zu interagieren und damit gleichberechtigt am Leben in der 
Gesellschaft teilhaben zu können, 

3. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, 
4. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
5. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien 

sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen. 
 
 
 

§ 8 SGB VIII: Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
 

(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie 
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in 
geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem 
Familiengericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen. 
 
(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der 
Erziehung und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. 
 
(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des 
Personensorgeberechtigten, solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches 
bleibt unberührt. Die Beratung kann auch durch einen Träger der freien Jugendhilfe 
erbracht werden; § 36a Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. 
 
(4) Beteiligung und Beratung von Kindern und Jugendlichen nach diesem Buch erfolgen in 
einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form. 

 
 
 

§ 8a SGB VIII: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 

https://www.dijuf.de/files/downloads/2021/DIJuF-Synopse%20KJSG%20(Stand%2010.6.2021).pdf


Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, 
 
1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 

persönlichen Umgebung zu verschaffen sowie 
2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und 

Information im Kinderschutz dem Jugendamt Daten übermittelt haben, in 
geeigneter Weise an der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen. 
 

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 
geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 
dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist 
das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung 
der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
 
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung 

eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
 

In den Vereinbarungen sind die Kriterien für die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den 
spezifischen Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 
Rechnung tragen. Daneben ist in die Vereinbarungen insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 
 
(5) In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für 
die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung 
vornehmen und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen. Die 
Erziehungsberechtigten sowie das Kind sind in die Gefährdungseinschätzung 
einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt 
wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
[...] 

 
 



§ 8b SGB VIII: Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen 

 
(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben 
bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem 
örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit 
erfahrene Fachkraft. 
(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für 
einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf 
Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien 
 
1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie 
2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen 

Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen 
Angelegenheiten. 
 

(3) Bei der fachlichen Beratung nach den Absätzen 1 und 2 wird den spezifischen 
Schutzbedürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung getragen. 

 
 

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen 
 

(1) Eltern haben einen Anspruch auf Unterstützung bei der Betreuung und 
Versorgung des im Haushalt lebenden Kindes, wenn 
 
1. ein Elternteil, der für die Betreuung des Kindes überwiegend verantwortlich 

ist, aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen ausfällt, 
 

2. das Wohl des Kindes nicht anderweitig, insbesondere durch Übernahme der 
Betreuung durch den anderen Elternteil, gewährleistet werden kann, 

 
3. der familiäre Lebensraum für das Kind erhalten bleiben soll und 
 
4. Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in 

Kindertagespflege nicht ausreichen.    
 

(2) Unter der Voraussetzung, dass eine Vereinbarung nach Absatz 3 Satz 2 abgeschlossen 
wurde, können bei der Betreuung und Versorgung des Kindes auch ehrenamtlich tätige 
Patinnen und Paten zum Einsatz kommen. […] 
 
(3) § 36a Absatz 2 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass die niedrigschwellige 
unmittelbare Inanspruchnahme insbesondere zugelassen werden soll, wenn die Hilfe von 
einer Erziehungsberatungsstelle oder anderen Beratungsdiensten und -einrichtungen nach 
§ 28 zusätzlich angeboten oder vermittelt wird. […] 

 
 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 
 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der 
Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung 
von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung 
des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Es ist sicherzustellen, dass Beratung und 
Aufklärung nach Satz 1 in einer für den Personensorgeberechtigten und das Kind oder den 
Jugendlichen verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form erfolgen. 
(2)[…] Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 
Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan 



aufstellen […] Hat das Kind oder der Jugendliche ein oder mehrere Geschwister, so soll der 
Geschwisterbeziehung bei der Aufstellung und Überprüfung des Hilfeplans sowie bei der 
Durchführung der Hilfe Rechnung getragen werden. 
[…] 
(5) Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, der zu gewährenden Art der Hilfe oder der 
notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang und Dauer erforderlich ist und dadurch der 
Hilfezweck nicht in Frage gestellt wird, sollen Eltern, die nicht personensorgeberechtigt sind, 
an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung beteiligt werden; die 
Entscheidung, ob, wie und in welchem Umfang deren Beteiligung erfolgt, soll im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte unter Berücksichtigung der Willensäußerung und 
der Interessen des Kindes oder Jugendlichen sowie der Willensäußerung des 
Personensorgeberechtigten getroffen werden. 

 
 
 

§ 37b SGB VIII: Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in Familienpflege 

 
(1) Das Jugendamt stellt sicher, dass während der Dauer des Pflegeverhältnisses ein nach 
Maßgabe fachlicher Handlungsleitlinien gemäß § 79a Satz 2 entwickeltes Konzept zur 
Sicherung der Rechte des Kindes oder des Jugendlichen und zum Schutz vor Gewalt 
angewandt wird. Hierzu sollen die Pflegeperson sowie das Kind oder der Jugendliche vor 
der Aufnahme und während der Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der auf das 
konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung des Konzepts beteiligt werden. 
 
(2) Das Jugendamt gewährleistet, dass das Kind oder der Jugendliche während der 
Dauer des Pflegeverhältnisses Möglichkeiten der Beschwerde in persönlichen 
Angelegenheiten hat und informiert das Kind oder den Jugendlichen hierüber. 
 
[…] 

 
 

§ 42 SGB VIII: Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen 
 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine 
Obhut zu nehmen, wenn 
 
1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder 

 
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die    
             Inobhutnahme erfordert und 

a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder 
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann 

oder 
 

3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher unbegleitet nach 
Deutschland kommt und sich weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte 
im Inland aufhalten. 

 
Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer 
geeigneten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohnform 
vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Nummer 2 auch ein Kind oder einen 
Jugendlichen von einer anderen Person wegzunehmen. 
 
(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme unverzüglich das Kind oder den 
Jugendlichen umfassend und in einer verständlichen, nachvollziehbaren und 
wahrnehmbaren Form über diese Maßnahme aufzuklären, die Situation, die zur 
Inobhutnahme geführt hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugendlichen zu klären und 
Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen 



ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 
[…] 
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 die Personensorge- 
oder Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu unterrichten, sie in 
einer verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form umfassend über diese 
Maßnahme aufzuklären und mit ihnen das Gefährdungsrisiko abzuschätzen. 
Widersprechen die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme, so 
hat das Jugendamt unverzüglich 
1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder Erziehungsberechtigten 

zu übergeben, sofern nach der Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung des 
Kindeswohls nicht besteht oder die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten 
bereit und in der Lage sind, die Gefährdung abzuwenden oder 
 

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen Maßnahmen zum 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen. 

 
 

[…] Widersprechen die Personensorgeberechtigten der Inobhutnahme nicht, so ist 
unverzüglich ein Hilfeplanverfahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten. 
(4) Die Inobhutnahme endet mit 

 
1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die   
            Personensorgen- oder Erziehungsberechtigten, 
 
2. der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem                                  
                           Sozialgesetzbuch. […] 

 
 

§ 42a SGB VIII: Vorläufige Inobhutnahme von ausländischen 
Kindern und Jugendlichen nach unbegleiteter Einreise 

 
(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein ausländisches Kind oder einen 
ausländischen Jugendlichen vorläufig in Obhut zu nehmen, sobald dessen unbegleitete 
Einreise nach Deutschland festgestellt wird. 
[…] 

 
 

§ 45 SGB VIII: Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 
 

(1) Der Träger einer Einrichtung, nach § 45a bedarf für den Betrieb der Einrichtung der 
Erlaubnis. […] 

 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 
Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn […] 
 
 
4. zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen in der 

Einrichtung die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Konzepts zum 
Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Selbstvertretung und Beteiligung sowie 
der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden. 

[…] 
 
(7) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der 
Einrichtung gefährdet und der Träger nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung 
abzuwenden. […] 



 
 

§ 50 SGB VIII: Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten 
 

(1) Das Jugendamt unterstützt das Familiengericht bei allen Maßnahmen, die die Sorge für 
die Person von Kindern und Jugendlichen betreffen. Es hat in folgenden Verfahren nach 
dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit mitzuwirken: 
 
1. Kindschaftssachen (§ 162 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 

und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit), […] 
 

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere über angebotene und erbrachte Leistungen, 
bringt erzieherische und soziale Gesichtspunkte zur Entwicklung des Kindes oder des 
Jugendlichen ein und weist auf weitere Möglichkeiten der Hilfe hin. […] 

 
 
 

§ 52 SGB VIII: Mitwirkung in Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz 

 
(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der §§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des 
Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken. Dabei 
soll das Jugendamt auch mit 
anderen öffentlichen Einrichtungen und sonstigen Stellen, wenn sich deren Tätigkeit auf die 
Lebenssituation des Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt, zusammenarbeiten, 
soweit dies zur Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist. [...] 
(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den Jugendlichen oder den jungen 
Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe oder anderer Sozialleistungsträger in Betracht 
kommen. […] 

 
 

§ 63 SGB VIII: Datenspeicherung 
 
(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 
 
(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe erhoben 
worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden, wenn und solange dies wegen eines 
unmittelbaren Sachzusammenhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne 
des § 2 Absatz 2 und Daten, die für andere Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 erhoben worden 
sind, dürfen nur zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 
erforderlich ist. 
 

§ 64 SGB VIII: Datenübermittlung und -nutzung 
 

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben 
worden sind. 
 
(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist 
abweichend von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewährenden Leistung 
nicht in Frage gestellt wird. 
 
(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die nicht dem Verantwortlichen angehört, sind die 
Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies 
zulässt. 
[…] 
 



(4) Erhält ein Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 des Gesetzes 
zur Kooperation und Information im Kinderschutz Informationen und Daten, soll er gegenüber 
der meldenden Person ausschließlich mitteilen, ob sich die von ihr mitgeteilten gewichtigen 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestätigt haben und 
ob das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung tätig geworden ist und noch tätig ist. 
 
 
§ 65 SGB VIII: Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und 

erzieherischen Hilfe 
 

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke 
persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur 
weitergegeben oder übermittelt werden 
 
1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder 
 
2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn angesichts einer 
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die 
Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht werden 
könnte, oder 
 
3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines 
Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder Erbringung der Leistung 
verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und 
die Daten für eine Abschätzung des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder 
4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a 
hinzugezogen werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt, oder 
 
5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder 4 des 
Strafgesetzbuchs genannten Personen dazu befugt wäre, oder 
 
[…] 
 
Der Empfänger darf die Sozialdaten nur zu dem Zweck weitergeben oder übermitteln, zu dem er 
sie befugt erhalten hat. 
 
(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes Weitergabeverbot 
nach Absatz 1 besteht. 
 
 
 

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
(KKG) 

§ 1 KKG: Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung 
 
(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen 
und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern. 
 
[…] 
 
(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres 
Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft 
insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst 
frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung 
von Kindern vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere 
Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen). 

 



§ 2 KKG: Information der Eltern über Unterstützungsangebote in 
Fragen der Kindesentwicklung 

 
(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter sollen über Leistungsangebote im örtlichen 
Einzugsbereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der 
Entwicklung des Kindes in den ersten Lebensjahren informiert werden. 
 
[…] 

 
§ 3 KKG: Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen 

im Kinderschutz 
 

(1) In den Ländern werden insbesondere im Bereich Früher Hilfen flächendeckend 
verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit der zuständigen Leistungsträger und 
Institutionen im Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig 
über das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum zu informieren, strukturelle Fragen der 
Angebotsgestaltung und -entwicklung zu klären sowie Verfahren im Kinderschutz 
aufeinander abzustimmen. 
 
(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Einrichtungen und Dienste der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, Leistungserbringer, mit denen Verträge nach § 125 [SGB IX] bestehen, 
Gesundheitsämter, Sozialämter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für 
Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, Beratungsstellen 
für soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur Müttergenesung sowie 
zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, Mehrgenerationenhäuser, 
Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe einbezogen 
werden. 
 
(3) Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, soll die verbindliche 
Zusammenarbeit im Kinderschutz als Netzwerk durch den örtlichen Träger der 
Jugendhilfe organisiert werden. […] 
 
(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Früher Hilfen durch den Einsatz von 
Familienhebammen gestärkt werden. […] 

 
 
 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch 
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung 

 
(1) Werden 

 
1. Ärztinnen oder Ärzten, Zahnärztinnen oder Zahnärzten Hebammen oder 

Entbindungspflegern oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 
 

2.  Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter 
wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 

 
3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 
 
4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 

Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
anerkannt ist, 

 



5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

 
6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich 

anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 
 
7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten 

Schulen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen 
sie mit dem Kind oder 
Jugendlichen und den Erziehungsberechtigten die Situation erörtern und, soweit 
erforderlich, bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. 
 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu 
pseudonymisieren. 
 
(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach 
Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des 
Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines 
Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind 
die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 
1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. Die Sätze 1 und 2 gelten für 
die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Personen mit der Maßgabe, dass diese unverzüglich 
das Jugendamt informieren sollen, wenn nach deren Einschätzung eine dringende Gefahr für 
das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen das Tätigwerden des Jugendamtes erfordert. 
 
(4) Wird das Jugendamt von einer in Absatz 1 genannten Person informiert, soll es dieser 
Person zeitnah eine Rückmeldung geben, ob es die gewichtigen Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestätigt sieht und ob es zum Schutz 
des Kindes oder Jugendlichen tätig geworden ist und noch tätig ist. Hierauf sind die 
Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 
 
(5) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 

Zollbehörden. 
 
(6) Zur praktischen Erprobung datenschutzrechtskonformer Umsetzungsformen und zur 
Evaluierung der Auswirkungen auf den Kinderschutz kann Landesrecht die Befugnis zu 
einem fallbezogenen interkollegialen Austausch von Ärztinnen und Ärzten regeln. 

 
 

§ 5 KKG: Mitteilungen an das Jugendamt 
 

(1) Werden in einem Strafverfahren gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, informiert die Strafverfolgungsbehörde oder 
das Gericht unverzüglich den zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sowie im Falle seiner Zuständigkeit den überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und übermittelt die aus ihrer Sicht zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos erforderlichen 
Daten. […] 
 
(2) Gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung können insbesondere dann vorliegen, 
wenn gegen eine Person, die mit einem Kind oder Jugendlichen in häuslicher Gemeinschaft 
lebt oder die regelmäßig Umgang mit ihm hat oder haben wird, der Verdacht besteht, eine 



Straftat nach den §§ 171, 174, 176 bis 180, 182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 233a, 234, 
235 oder 236 des Strafgesetzbuchs begangen zu haben. 
 
 
 

Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch – Gesetzliche 
Krankenversicherung (SGB V) 

 
§ 73c Kooperationsvereinbarungen zum Kinder- und Jugendschutz 
 
Die Kassenärztlichen Vereinigungen sollen mit den kommunalen Spitzenverbänden auf 
Landesebene eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit von Vertragsärzten mit den 
Jugendämtern schließen, um die vertragsärztliche Versorgung von Kindern und Jugendlichen zu 
verbessern, bei denen Vertragsärzte im Rahmen von Früherkennungsuntersuchungen nach § 
26 oder im Rahmen ihrer oder der ärztlichen Behandlung ihrer Familienangehörigen nach § 28 
Anhaltspunkte für eine Gefährdung ihres Wohls feststellen. Satz 1 gilt nicht für 
Kassenzahnärztliche Vereinigungen und Zahnärzte. 
 
 
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
 

§ 203 StGB: Verletzung von Privatgeheimnissen 
 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der 

für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich 
geregelte Ausbildung erfordert, 
 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 
 
3. Rechtsanwalt, […] 
 
4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen 

in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

 
5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 

und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
 
6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 
Sozialpädagogen oder 7. […] 
 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 
persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
 
1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträger, 

 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
 

 



3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht 
wahrnimmt, […]  
 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. […] 

 
 

Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 

§ 159 FamFG: Persönliche Anhörung des Kindes 
 
(1) Das Gericht hat das Kind persönlich anzuhören und sich einen persönlichen Eindruck 
von dem Kind zu verschaffen. 
[…] 

 
 

§ 160 FamFG: Anhörung der Eltern 
 

(1) In Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, soll das Gericht die Eltern persönlich 
anhören. In Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind die 
Eltern persönlich anzuhören. 
[…] 

 
 

§ 161 FamFG: Mitwirkung der Pflegeperson 
 

(1) Das Gericht kann in Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, die Pflegeperson im 
Interesse des Kindes als Beteiligte hinzuziehen, wenn das Kind seit längerer Zeit in 
Familienpflege lebt […]. 
 
(2) Die in Absatz 1 genannten Personen sind anzuhören, wenn das Kind seit 
längerer Zeit in Familienpflege lebt. 

 
 

§ 162 FamFG: Mitwirkung des Jugendamts 
 

(1) Das Gericht hat in Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, das Jugendamt 
anzuhören. Unterbleibt die Anhörung wegen Gefahr im Verzug, ist sie unverzüglich 
nachzuholen. 
 
(2) In Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das 
Jugendamt zu beteiligen. Im Übrigen ist das Jugendamt auf seinen Antrag am Verfahren zu 
beteiligen. 
 
(3) In Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, ist das Jugendamt von Terminen 
zu benachrichtigen und ihm sind alle Entscheidungen des Gerichts bekannt zu machen. 
Gegen den Beschluss steht dem Jugendamt die Beschwerde zu. 

 
 

Schulgesetze (Beispiele) 
 

§ 42 SchulG NRW: Allgemeine Rechte und Pflichten aus dem 
Schulverhältnis 

[…] 



 
(6) Die Sorge für das Wohl der Schülerinnen und Schüler erfordert es, jedem Anschein 
von Vernachlässigung oder Misshandlung nachzugehen. Die Schule entscheidet 
rechtzeitig über die Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer Stellen. 
[…] 

 
 
§ 85 SchulG BW: Verantwortlichkeit für die Erfüllung der Schul- und 
Teilnahmepflicht, Informierung des Jugendamtes, verpflichtendes 

Elterngespräch 
[…] 
 
(3) Die Schule soll das Jugendamt unterrichten, wenn gewichtige Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
das Wohl eines Schülers ernsthaft gefährdet oder beeinträchtigt ist; in der Regel werden die 
Eltern vorher angehört. Zur Abwendung einer Kindeswohlgefährdung arbeiten Schule und 
Jugendamt zusammen. Diese Bestimmung gilt auch für Schulen in freier Trägerschaft. 
[…] 

 

Jugendschutzgesetz (JuSchG) 
 

§ 10a Schutzziele des Kinder- und Jugendmedienschutzes 
Zum Schutz im Bereich der Medien gehören 

 
1. der Schutz vor Medien, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder 

Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu beeinträchtigen 
(entwicklungsbeeinträchtigende Medien), 
 

2. der Schutz vor Medien, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder 
Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu gefährden (jugendgefährdende Medien), 

 
3. der Schutz der persönlichen Integrität von Kindern und Jugendlichen bei der 

Mediennutzung und 
 
4. die Förderung von Orientierung für Kinder, Jugendliche, personensorgeberechtigte 

Personen sowie pädagogische Fachkräfte bei der Mediennutzung und 
Medienerziehung; die Vorschriften des Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben 
unberührt. 


	Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
	Art. 6 GG

	Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN- Kinderrechtskonvention, UN-KRK)
	Artikel 19 UN-KRK: Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung,

	Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
	§ 1631b BGB: Freiheitsentziehende Unterbringung und freiheitsentziehende Maßnahmen
	§ 1632 BGB: Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs;
	§ 1666 BGB: Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls
	§ 1666a BGB: Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang öffentlicher Hilfen
	§ 1696 BGB: Abänderung gerichtlicher Entscheidungen und gerichtlich gebilligter Vergleiche
	§ 1697a BGB: Kindeswohlprinzip

	Sozialgesetzbuch - Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII)
	Zu den Änderungen im SGB VIII, BGB und KKG durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) siehe die Synopse des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht unter: https://www.dijuf.de/files/downloads/2021/DIJuF-Synopse%20KJSG%20(Stand%20...
	§ 1 SGB VIII: Recht auf Erziehung, Elternverantwortung,
	§ 8 SGB VIII: Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
	§ 8a SGB VIII: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
	§ 8b SGB VIII: Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen
	§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen
	§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan
	§ 37b SGB VIII: Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege
	§ 42 SGB VIII: Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen
	§ 42a SGB VIII: Vorläufige Inobhutnahme von ausländischen Kindern und Jugendlichen nach unbegleiteter Einreise
	§ 45 SGB VIII: Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung
	§ 50 SGB VIII: Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten
	§ 52 SGB VIII: Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz

	Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)
	§ 1 KKG: Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung
	§ 2 KKG: Information der Eltern über Unterstützungsangebote in Fragen der Kindesentwicklung
	§ 3 KKG: Rahmenbedingungen für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz
	§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung
	§ 5 KKG: Mitteilungen an das Jugendamt

	Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch – Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V)
	Strafgesetzbuch (StGB)
	§ 203 StGB: Verletzung von Privatgeheimnissen

	Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG)
	§ 159 FamFG: Persönliche Anhörung des Kindes
	§ 160 FamFG: Anhörung der Eltern
	§ 161 FamFG: Mitwirkung der Pflegeperson
	§ 162 FamFG: Mitwirkung des Jugendamts

	Schulgesetze (Beispiele)
	§ 42 SchulG NRW: Allgemeine Rechte und Pflichten aus dem Schulverhältnis
	§ 85 SchulG BW: Verantwortlichkeit für die Erfüllung der Schul- und Teilnahmepflicht, Informierung des Jugendamtes, verpflichtendes Elterngespräch

	Jugendschutzgesetz (JuSchG)
	§ 10a Schutzziele des Kinder- und Jugendmedienschutzes


